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Im 11111111110 [1115 1311111111110

 

starben den Heldentod:
.der Leutnant Gerhard Ackermann aus Ober Wabnitz
vKom Feld-Artillerie-Regiment Nr. 41, Ritter des eisernen
reuzes,

. der Reservist Karl Robert Günther aus Stronn vom«
13. Ins-.Reat Nr. 178 (11. 510m0),

. der Grenadier Paul Prüfert ausmNieder Schmollen vom
Garde- Grenadier--ERe.gt 911. 4 (5

. 0er Unteroffizier Richard Kunozepaus Patschkey vom
Grenadier-—ERegt. Nr 7 (12. Komp.,)

.der Vizefeldwebel der Reserve und Offizier-Stellvertreter
FKter Fietzek aus Oels vom Res.-.Jnf-.Regt 911. 11

‘ 0m
.der ReEgvift Emil Fleischer aus Wilhelmsort vom

-.Regt Nr. 90 (10. 510m0);
wurden schwer verwundet:

Res.-Jn

. 0er Refervist Paul Nitfchke aus Mirkau vom Jäg.-Batl.
N.r 6 (2. 51.0m0)‚

. 0er Gefreite Julius Schmidt aus Oels vom Feldarts
Regt Nr. 42 (3 Batterie),

. der Grenadier Gustav Heinrichmaus Ober Mühlatschütz
vom Grenad.-Regt. Nr. 11 (7.51 P.-)

. der Reservist Paul Schirpke ausPAlt Ellguth vom Res.-
Jnf.-Regt Nr. 38 (5. 510mM.P-

. der Gefreite Paul Häusler aus Jenkwitz vom Ulanen-
Regt. Nr. 16 (5. 651001011),

. 0er Trainfahrer Franz Anton Aug. Eichoraski aus
Oelsvom8. Feldartillerie-Regt Nr. 78(Landsturmbatterie 19),

wurden leicht verwundet:

. der Füsilier Wilhelm Thoomas aus Prietzen vom Garde-
Grenad.-.Regt Nr. 4 (10.51

gtompPaul Pohloaus Korschlitz vom Inf.-Regt.

WTlter Hein aus Groß Graben vom Jäg-
omp..

Uger Richard
r 6 (3. K.)omp.

91164(8.

11, usgale aus Hammer vom Jäger-
Ba

. der JägerKPaul Neumann aus Neudorf vom Jäg.-.Batl
Nr. 6 (3.K

ager oWilhelmloWinkler I aus Hundsfeld vom
atl. Nr. 6 (3.K

. dJergJägerKAlfred Bösapng aus Zantoch vom JägnsBatl
911.6(4. Mp«-)

. der ReservithmHanosmHoide aus Bernstadt vom Grenad.-
91th Nk.11(1.K

-. 0e1 6efre1te WaltoerTHorn aus Hundsfeld vom Grenad.-
11 1.Kom

aul Brennig aus Marienhofvom Grenad.s
91egt‘. 911. 11 (5. Komp.),

Regt. Nr.

11. der Reservist Albert Bloch aus Stampen vom Grenad.-
Regt. Nr 11 (6. 510m0),

12. 0er Musketier Paul Ada m aus Jäntschdorf vom Landw.-
Inf.-Regt Nr 23 (12 Komp.),

13. der Wehrmann WilhelmP Heller aus Oels vom Res.-
J.nf-.Regt Nr. 38 (1(). Komp.)-

14. der Reservist Ernst Richtermaus Neu Schmollen vom
ER.R.=e1 Inf.-Regt. Nr. 38 (11.51

15. 0er Wehrmann Wilhelm Polä che aus Ostrowine vom
Res.-Inf.-R.egt N.r 38 (11. K.,omp)

16. der Wehrmann Karl Staar aus Schleibitz vom Res.-
Jnf-.Regt Nr. 38 (10. 510m0),

17. 0er Wehrmann Paul Gottschalk aus Patschkey vom
Res.-Jnf.-Regt. Nr. 38 (10 Komp.,)

18. der Resesrvist August Griebsch aus Friedrichsberg vom
Res.-Inf.-Regt.Nr. 38 (10.

19. 0er Wehrmann Robert Koschiene aus Stronn vom
2011010.—-Jnf.-.Regt Nr. 73 (3.K mp.),

20. der Jäger Ernst Wrobel ausoSacrau vom Garde-Jäger-
Bataillon (2. 510m0),

21. 0er Musketier Robert Kuropke aus Neudorf vom Inf-
Regt. 911.93 (7. Komp.),

22. der Leutnant Ernst Kieckhoefer aus Oels von der
Schutztruppe für Deutsch-Ostafrika.

Nr. 654. Oels, den 12. November 1914.

Viehseuchenpolizeiliche Anordnung.
Unter den Rindviehbeständen des Freiftellenbesitzers Wil-

helm Kunze und des Schlossermeisters Reinhold Becker
in Groß Weigelsdorf und der verehelichten Schmiedermeister
Berta Scholz in Lampersdorf ist die Maul- und Klauen-
seuche ausgebrochen.

Zum Schutze gegen die Weiterverbreitung der Seuche
wird auf Grund der §§ 18 ff. des Viehseuchengesetzes vom
26. Juni 1909 (R. 6. Bl. 6. 519 11.), der Ausführungs-
vorschriften des Bundesrats vom 7. Dezember 1911 (ER. 6.
Bl. 1912 6. 3 11.) und der §§ 154 der viehseuchenvolizeilichen
Anordnung des Herrn Ministers für Landwirthschaft, Do-
mänen und Forften vom 1. Mai 1912 bis auf weiteres
Folgendes angeordn:et

Die Sperrbezirke bilden die vorgenannten verfeuchten
Gehöfte.

Sämmtliche indmeiner viehfeuchenpolizeilichen Anordnung
vom 10. August Js. Kreisblatt Seite 117) erlassenen
Vorschriften zu I und II finden auch hier Anwendung.

Diese Anordnung tritt mit dem Tage ihrer Veröffent-
lichung in Kraft.

Der Königliche 2011011111).
J. V: gez Rojahn, Regierungsrath.

Nr. 655. Oels den 10. November 1914.
Jn den Gutsbezirken Pleische und Alt Gandau, Kreis

9311:1011, ist die Maul- und Klauenseuche thierärstlich festgestellt
wor en 
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Nr. 656. « Oels. den 10. November 1914.
Nachdem die Maul- und Klauenseuche unter dem Vieh-

bestande des Bauergutsbesttzers Heinrich Neumann in
Stronn seit dem 18. vorigen Monatsabgeheilt und die Des-
infektion vorschriftsmäßig ausgeführt ist, werden die über das
Pergeuchte Gehöftverhängten Sperrmaßregeln hiermit aufge-
)o en.

Nr. 657. .. h Oels,«d«e-n 10. November 1914. h
Jrn GutsbezirkZaumgartem Kreis ·Breslai1, ist die Maul-

unD Klauenseuche tierärztlich festgestellt worden.

Nr. 658. _ ‚ Oels, den 12. November 19114; ·
Nachdem die Maul- und Klauenseuche unter dem«Vieh-

bestand des Rittergutspächters M enzel zu Gim»mel· seit dem
21. Oktober er. abgeheilt und die Desinfektion vorschriftsmäßig
ausgeführt ist, werden die über das verseuchte Gehöft ver-
hängten Sperrmaßregeln hiermit aufgehoben.

Nr. 659. » Oels, den 12. November 1914.
In Paulau und Zindel, Kreis Brieg, ist die Maul- und

Klauenseuche thierärztlich festgestellt worden.

Nr. 660. » é Oels, den 14. November 1914.
Durch Befehl des Kommandierenden Generals ist die Be-

kanntniachung des Reichskanzlers vom 11. September 1914,
betreffend Verbot des vorzeitigen Schlachtens von Vieh für
den Kreis Oels aufgehoben.

Nr. 661. Dels, Den 14. November 1914.
Gemäß Bundesraths-Beschluß findet am 1. Dezember 1914

eine Viehzählung im Deutschen Reiche statt. Das Erhebungs-
formular itt wesentlich vereinfacht worden«

Die für Preußen in Frage kommenden Drucksachen sind
1. Die Zähibezirksliste (C),
2. die Gemeindelifte (E) unD
3. Die Kreisliste (F).

Die Anweisung für die Zähter ist auf der Rückseite des
Formuiars C, Die für Die Gemeindebehörden auf dem Forinular
E enthalten. Zählkarten werden nicht verwendet. Das Zähl-
ergebnis einer jeden Haushaltung mit den zur Erhebung
kommenden sBiehgattungen in vom Zähler unmittelbar in die
Zählbezirksliste eiuzutragen. Es empfiehlt sich, die Zählbezirke
sofort zu bilden und der vorjährigen Zählung anzupassen.
Nach Bildung der Zählbezirke sind fofort die Zähler zu be-
stellen und mit ihrer Tätigkeit vertraut zu machen.

Für jede Gemeinde sind je eine Zählbezirksliste und je
drei Gemeindelistem für jeden Zählbezirk je zwei Zählbezirks-
listen vorgesehen. Bei der Zuteilung an die Gemeinden ist
beim Formulare C die Zahl der viehhaltenden Haushaltungen.
beim Formulare E Die Zahl der Zählbezirke zu Grunde zu
legen. Die Städte von 4000 und mehr Einwohnern erhalten
den Formularbedarf wie bisher unmitttlbar von dem Sta-
tistischen Landesamt. Die Zahlen in der Gemeinde- und Zähl-
bezirksliste waren zuweilen so groß geschrieben, daß sie den
Zwischenraum zweier Zeilen ausfüllten und kein Platz für
Einbesserungen, die oft zwei- auch dreimal notwendig waren,
verblieb. Es sind also in die Gemeinde- und Zählbezirksliste
tunlichst kleine Ziffern einzuiragen. -

Die Magisträte in Oels und Bernstadt, die die Zähl-
forniulare unmittelbar erhalten, unD Die Gemeindeliste nebst
den zugehörigen Zählbezirkslisten bis zum 15. Dezember an
das Königliche Statistische Landesamt direkt einzusenden haben,
ersuche ich, ein Stück der Gemeindeliste, zum Zwecke der Ein-
tragung in die Kreisliste, bis zum 15. Dezember an mich ein-
zusenden.

Den Magisträien von Hundsfeld und Juliusburg, sowie
den Herren Guts- und Gemeindevorstehern des Kreises gehen
mit dem Tage dieser Bekanntmachung zur Ausführung der
Zählung die erforderlichen Formiilare zu und zwar:

— « 1. Die Zählbezirkslisten und
- 2. die Gemeindelisten.

Sofort nach Eingang der Formulare ist von den Orts-
behörden festzustellen; ob der übersandte Vorrat genügt. Ein
etwaiger Mehrbedarf ist alsbald bei mir anzumelden.

Bis spätestens 15. Dezember d. Js. ist mir das Zähl-
material einzureichen. , , «

Nr. 662. Qels, den 11. November 1914.
Den Ortsbehörden des Kreises gehen in. Den nächsten

Tagen die Hundesteuerhebelisten nach Festsetzung der Steuer  

für das 2. Halbjahr des Rechnungsjahres 1914 mit dem Ver-
anlassen au, Die Listen 5 Tage lang öffentlich auszulegen.
Ueber etwa erhobene Einsprüche ist mir sofort, spätestens
bis 28. D. Mis. zu berichten, damit noch vor der Ablieferung
der Hundesteuer im Dezember d. Js. die etwaige Berichtigung
der Listen erfolgen kann. Alle später eingesandten Reklama-
tioneti können im laufenden Halbjahr nicht mehr berücksichtigt
werden.

Der Vorsitzende des Kreisansschusses.
Königliche Lands-ach

Nr. 663. Bresiau, den 9. November 1914.

Anordnung l
s 1

Die Ein- und Ausfuhr von Brieftauben mit Ausnahme
von Militärbtieftauben ist verboten.

Alle für die Ein- und Ausfuhr bestimmten Brieftauben
sind sofort zu beschlagnahmen und zu töten. «

Die getöteten Tauben bleiben Eigentum der Besitzer.
2

Die Polizeiverordnung des Oberpräfidenten von Schlefien
vom 13. Juli 1913, betreffend die Behandlung von Brief-
tauben nach Erklärung des Kriegszustandes und die Polizei-
verordnungen der Regierungspräsidenten in Breslau und
Oppeln vom 4. November 1913 und 10. Dezember 1913, be-
treffend das Auflassen ausländischer Brieftauben, bleiben in
Kraft.

§ 3
Zuwiderhandlungen gegen die vorstehenden Bestimmungen

werden gemäß § 9b des Gesetzes über den Belagerungszustand
vom 4. Juni 1851 mit Gefängnis bestraft.

Der stellvertretende Kommandierende General
Des VI. Armeekorps.
von Bacmetster.

Oels, den 16. November 1914.
Vorstehende Anordnung bringe ich hiermit zur öffentlichen

Kenntnis. Die Ortspolizeibehörden haben streng nach dieser
Anordnung zu hanDeln.

Nr. 664. Breslau, den 10. November 1914.

Bekanntmachung.
Ich bestimme, daß alle in Breslau und im Bereich der

Festung vorhandenen Brieftauben, deren Besitzer nicht Mitglieder
von Brieftaubenvereinen sind, und alle Brieftauben, welche
zwar Mitgliedern eines Brieftaubenvereins gehören, Dem Verein
aber nicht angemeldet sind, unter polizeilicher Aufsicht getötet
werden. Die getöteten Tauben bleiben Eigentum der Besitzer.

Die Besitzervon Brieftauben, die Vereinen angehören,
Dürfen während des Krieges ihre angemeldeten Tauben zur
Erhaltung der Flugfähigkeit nur Sonntags frei fliegen lassen.
Flugübungen außerhalb des Ortsbereichs werden aufs strengste
untersagt.

Sämtliche bei den Taubenschlägen etwa vorhandenen Ein-
fangvotrichtungen sind sofort zu beseitigen.

Zuwiderhandlungen werden gemäß § 9b Des Belagerungs-
gesetzes mit Gefängnis bestraft.

Das Königliche Polizeipräsidium Breslau und die für den
Festungsbereich ' zuständigen Königlichen Landrathsätnter
Breslau-Land, Oele-, Trebnitz und Neumarkt sind von mir an-
gewiesen worden, alle Taubenschlä ge unter sorgfältige Be-
obachtung au nehmen unD bei Dem geringsten Verdacht, daß
Tauben zum Nachrichtendienst mißbraucht werden könnten,
sämtliche Tauben des betreffenden Schlages zu beschlagnahmen
und gegen die Besitzer sofort Anzeige zu erstatten.

Der Kommandant von Breslau.
gez. von Schalscha.

Oels, den 11. November 1914.
Vorstehende Bekanntmachung wird hiermit veröffentlicht

Nr. 665. . Speis, den 14. November 1914.
Polizewerordiiung

betreffend die Korung der Hengste.
»Auf Grund der §§ 137, 139 Des Gesetzes über die allge-

meine Landesverwaltung vom 30. »Iuli 1883 unD Der §§ 6, 12
unD 15 _Des Gesetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März
1850 ·wi»rd hierdurch unter Vorbehalt der Zustimmung des
Provinzialrats in Abänderung des § 10 Der Polizeiverordnung
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betreffend: die Körung der Hengste pom 6. April 1912 (Amts-
blatt Breslau 1912 S. 171, Liegnitz 1912· S; 144, Oppeln
1912 S. 153) für Eben Umfang der Propinz Wie»so·rj
        VIJPUKV ‚ma folgt: .. . . Js«
OZ»M ._:' Einziger Paragraphyfsgsssr gis-- W»

{am Die eine Ankörung aussprechenden Entscheid ngen der K"r-
konimission, welche bei den Körterminen des Jahres 1913 (§ 4
Absatz 1 ber Polizeiverordnung vom 6. April 1912) und bei den
folgenden Nachkörterminen (ä 9 a. a. D.) getroffen worden sind.
gelten ausnahmsweise bis zu den Körterminen des Jahres 1915.

Breslau, den 5. November 1914.

Der Oberpräsideiit.
gez. n. Guenther.

Nr. 666. ·Oels, den 12. November 1914.

Auf Grund des § 3 des Gesetzes betreffend Höchstpreise
hat der Bundesrat folgende Verordnung erlassen:

§ 1.
Der Preis für die Tonne inländischen Roggens darf im Großhandel

nicht übersteigen in :
Breslau 212 Mark
usw.-··)

Beträgt das Gewicht des Hektoliters Roggen mehr als 70 Kilogranim,
so steigt der Höchstpreis für fedesv volle Kilograinni um eine Mark
fünfzig Pfennig. Q

d s

Jn den im § 1 nicht genannten Orten (Nebenorte) ist der Höchst-
preis gleich dem des nächstgelegenen im § 1 genannten Ortes (Hauotor1)

Die Landeszentralbehörden oder die von ihnen bestimmten höheren
Verwaltungsbehörden können einen niedrigeren Höchstpreis festsetzen. Jst
für die Preisbildung eines Nebenortes ein anderer als der nüchstgelegene
Hauptort bestiinmend. so können diese Behörden den Höchstpreis bis zu
dem für diesen Hauptort festgesetzten Höchstpreis hinaufsetzen. Liegt
dieser Hauptort in einem anderen Bundesstaate, so ist die Zustimmung
des Reichskanzlers erforderlich.

§ 4.
Der Höchstpreis für die Tonne iiiländischen Weizen ist vierzig Mark

höher als-der Höchstpreis für die Tonne Roggen (§§ 1 unb 3). Betrågt
das »Gewicht» des Hektoliters Weizen mehr als 75 Kilograinni, so steigt
der Höchstpreis sur fedes volle Kilogrgmni um eine Mark fünfzig Pfennig-

·Der Höchstpreis sur die Tonne inländischer Gerste, deren Hektoliter-
gewicht nicht mehr» als 68«Kilogranim beträgt, ist in den preußischen
Prooiiizen Schleswig-Holstein, Hannooer und Westfalen sowie in Olden-
burg, Braunschweig, Waldech Schaumburg-Lippe, Lippe, Lübeck, Vremen
und Hamburg zehn Mark, in dein rechtsrheinischen Bayern dreizehn
Mark, anderorts fünfzehn Mart niedriger als der Höchstpreis für die
Tonne Roggen (§§ 1 unb 3).

§ 6.
. Ein nach den §§ 1 biä 5 in einem Orte bestelsender Höchstpreis

gilt für die Ware, die an diesem Orte abzunehmen ist,
l.

Als Großhandel im Sinne der §§ 1 bis 6 gilt insbesondere der
Verkehr zwischen dem Erzeuger, dem Verarbeiter und dein Häiidler.

8
« Der Preis für den Doppelzentner Roggen- oder Weizenkleie darf

beim Verkaufe durch fden Hersteller dreizehn Mark nicht übersteigen.
Diese Vorschrift gilt nicht für Futterineht (Vollmehl, Rand, Grieszkleie
und dergleichen).

, » » §9
Die Höchstpreise bleib en bis zum 31. Dezember 1914 unverändert,

von da ab erhöhen sie sich am _1. unb 15. ieden Monats bei Getreide
um eine »Mark fünfzig Pfennig für die Tonne, bei Kleie um fünf
Pfennig fur den Doppelzentner.

Die Höchstpreise gelten für Lieferung ohne Sack und für Bar-
zahlung bei Empfang ; wird der Kauspreis gefiundet, so dürfen bis zu
zwei Prozent Jahreszinsen über Reichsbankdiskont hinzugeschlagen
werben. Sie schließen bei Getreide, aber nicht bei Kleie, die Kosten
der Verladung und des Transports bis zum Güterbahnhose, bei Wasser-
transport bis zur Anlegestelle des Schiffes oder Kahnes des Abnahme--
orts in sich.

- § 11. _
Diese Verordnung tritt am 4. November 1914 in Kraft. Der

Bundesrat bestimmt den Zeitpunkt des Außerkrafttretens

» Aus der zu diesem Gesetze erlassenen Ausführungsanweisung
wird Folgendes _nerbffentlicht: »

I. Eine Bestimmung »der Begriffe Kleinhandel und
Großhandel ist weder im Gesetze noch in den neuen Ver-
ordnungen enthalten, sie laßt sich auch nicht für alle Waren ein-
heitlich aufstellen.« Was den Verkehr mit Roggen, Weizen und

*) Die weiteren jHauptorte, für welche Preise fest esetzt ind, ind
aus dem Reichsges. Bl. Seite 462 zu ersehen. g s T

   

. bem Verarbeiter und dem Händler.

 

Gerste betrifft, so gilt nach ä 7 ber anorbnungübeubie Höchst-
oreiie für Getreide und Kleie als Großhandel insbesondere der
Verkehr zwischen vdem Erzeuger, dem« Verarbeiter und dem
Händler Damit ist der weitaus wichtigste Teil des Verkehrs

*1 in Brotgetreide, nämlich der Verkehr Vom Produzenten bis
zum· Müller, den Bestimmungen für den Großhandel unter-
werfen,

Was Gerste und den etwa in den Verkehr kommenden
nicht mahlfähigen, dem Verfütterungsoerbot also nicht unter-
liegenden Roggen oder Weizen betrifft, so gilt nach §7 a. a. O.
als Großhandel ebenfalls der Verkehr zwischen dem Erzeuger-,

Ein Kleinhandel kommt
bei diesen Futterstoffen nur in Frage zwischen dem Erzeuger
oder dem Händler auf der einen und dein Verbraucher, also dem
Viehhalter, auf der anderen Seite. Es wird hierbei von den
Umständen des Falles, insbesondere von der Größe der in Be-
tracht kommenden Menge abhängen, ob bie Bestimmungen über
den Großhandel oder über den Kleinhandel anzuwenden sind.

. Die für den Kleinhandel bestimmten Höchstpreise
gelten nach Nummer 3 der Ausführungsbestimmungen Vom
4. August b. Is. (Kreisblatt» Seite 118) für die Abgabe im so-
genannten Detailhandel, also für Waren, die für den Einzel-
verkauf fertiggestellt sind und in den Läden feilgehalten zu
werden pflegen. Bei der Festsetzung dieser Höchstoreise wird
daher auf die örtlichen Verhältnisse, auf die Beschaffenheit der
Waren und auf ihren Verkaufswert an die Kleinhandels-
oerkaufsstelle Rücksicht genommen werden können.

2. Wesentlich anders liegen die Verhältnisse beim Groß-
bandel in Getreide, für den Höchstoreise festgesetzt worden sind.
Da der Großhandel die gesamte Bewegung des Getreides für
die Volksernährung umfaßt, so erstreckt sich die Festsetzung auf
das ganze Deutsche Reich. Es konnten dabei die Unterschiede,
die sich in der Höhe der Geireidepreise unter dem Einfluß des
Verhältnisses Von Erzeugung und Verbrauch und nach Maß-
gabe der Frachten für den Transport in den einzelnen Landes-
teilen ergeben. nur in ber Weise berücksichtigt werben, daß
Höchstpreise für die wichtigeren Marktorte und Verbrauchs-
zentren — Hauptorte im Sinne der Anordnung des»Bundes-
rats über die Höchstpreise für die Getreide und Kleie — fest-
gesetzt worden sind. Es handelt sich also nicht, wie bei den
Kleinhandelspreisen, um die Bindung des örtlichen »Preises der
für den Einzelverbrauch fertiggestellten Waren. sondern im
wesentlichen darum, daß den Preisnotierungen des freien Ver-
kehrs, die sich bisher an den wichtigsten Handelsplätzen gebildet
haben und die.Grundlage für die Getreidegeschäfte im Lande
bieten, eine nicht überschreitbare»Grenze gesetzt worden ist.
Sollen die Großhandelshöchstpreise·für Getreide richtig Ver-
standen werden, so muß Ieder·Beteiligte,· sei er Landwirt oder
Händlen sich darüber klar sein, daß kein Verkäufeoan dem
Orte, wo das Getreide letzten Endes vom Verarbeiter oder
Verbraucher abzunehmen ist, einen höheren Preis erzielen darf,
als der Höchstpreis ist, der für diesen Ort gilt. Dieser Höchst-
preis schließt gemäß § 10 ber Anordnung die Kosten der Verk
ladung und des Transports bis zum Güterbahnhofe,, bei
Wassertransport bis zur Anlegestelle des Schiffes oder Kahnes
des Abnahmeorts bereits in sich. In allen»früheren Stadien
des Verkehrs wird also der vertraglich vereinbarte Preis kein
höherer sein dürfen als der Höchstpreis nach Abzug aller
sonstigen Kosten und auch nach Abzug des angemessenen Ge-
winns für den Handel, der das Getreide umzusetzen hat.
Würde der Höchstpreis anders verstanden, sollten insbesondere
die Produzenten die vollen Höchstpreise beim Verkauf erzielen
wollen,-so würde der Umsatz des Getreides bald stocken und
die Versorgung der Bevölkerung in Frage gestellt werden«

III. Nur in diesem Sinne ist auch§ 3»Abs. 1 der Anordnung
zu verstehen, wonach der Höchstpreis in den in § 1 nicht-
genannten Orten (Nebenorten) gleich dem Höchstpreis des nächst-
gelegenen in § 1 genannten Ortes (Hauptortes) sein soll. Diese
Vorschrift hat zur Folge, daß· für seden Hauptort ein Bezirk
besteht, dessen Grenzen durch die Punkte bestimmt werben, die
sich auf der Mitte zwischen dem Hauptort und den umliegen-
den anderen Hauptorten befinden. Bei der Berechnung der
Entfernungen kommt es nicht auf die Luftliniek»sondern
auf die bei der Frachtberechnung maßgebende Eisenbahn-
entfernung an. « . _ ·

IV. 1. Die Vorschriften über die Befugnis zur Uebernahme
der Gegenstände sind unverändert geblieben, soweit Höchstpreise
für den Kleinhandel festgesetzt werben. »Unter den oben (s. II 1)
erörterten Umständen ist es möglich, einen Zwangsverkauf der
Gesetzesvorschrift entsprechend zu den festgesetzten (Kleinhandels-)
Höchstpreisen auf Rechnung und Kosten des Besitzers der Gegen-
stände stattfinden zu lassen. Die Ausführungsbestimmungen
vom 4. August d. J. GMBL S. 449) gelten auch weiterhin.

2. Dagegen waren neue Vorschriften, die in § 2 Abs. 1 des
abgeänderten Gesetzes. betreffend »Hbchstn·reise, enthalten sind.
erforderlich, um einen Zwang dahin «ausuben zu können, daß
ein Besitzer von Gegenständen, für die Großhandelshbchstpreise
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festgeseåtzs sind. sie überhaupt und zu angemessenem Preise ab-
gibt. eährend aber der Zwangsverkauf von Gegenständen
des Kleinhandels erst eingeleitet werden darf, wenn ihr Be-
sitzer sich weigert. sie zu den festgesetzten Höchstpreisen an
Das Publikum abzugeben (Ausführungsbestimmiing Ziff. 2
Abs. 1), ist angesichts der anderen Bedeutung der Großhandels-
höchstpreiseveine folche Voraussetzung in Der neuen Gesetzes-
vorschrift nicht enthalten; es ist auch nichts darüber bestimmt.
wann der all des Zwanges als gegeben betrachtet werden«
Darf. Die ·esitzer der Gegenstände sind vielmehr ganz allge-
mein verpflichtet. sie der uständigen Behörde au ihre Auf-
forderung zu überlassen. ur was die Menge betrifft, ist das
Ermessen der zuständigen Behördennsofern beschränkt, als
Landwirten die zur Fortführung ihrer Wirtschaft erforder-
lichen Mengen an Getreide und Futtermitteln zu· belassen sind.

Zur Ausführung dieser Vorschriften sind die zuständigen
Behörden, die im Sinne von § 2 Abs. 1 Satz 1 a. a. O. die
Aufforderung zur Ueberlassun der Gegenstände an die Besitzer
u richten und die Ueberlasung auszusprechen haben. die
egierungsvräsidenten bezeichnet worden. Dieselben Behörden

haben als höhere Verwaltungsbehörden den Uebernahmepreis
festzusetzen. Die örtliche Zustandigkeit richtet sich nach dem
Orte. an dem die zu überlas enden Gegenstände sich befinden.

V. Werden bei einem ertrage über den Verkauf von
Roggem Weizen oder Gerste andere Lieferungsbedingungen
vereinbart, als in § 10 a. a. O, vorgesehen sind. so darf der
Preis den Höchstpreis insoweit überschreiten,.als es die be-
sonderen Mehrleistungen des Lieferers rechtfertigen. Derartige

älle werden vorkommen» wenn· nicht« ,,ab Bahn« oder ,,ab
ahn“, sondern zum Beispiel „frei Speicher« des Käufers ge-

handelt wird. -
VI. Der in § 8 Der ‚SBefanntmachung über_Die Höchstpreise

von Getreide ‚unD Kleie festgesetzte Höchstpreis für Roggen-
und Weizenkleie hat in rechtlicher und»wirtschaftlicher Hinsicht
einen anderen Charakter als die Höchstvreise für Roggen,
Weizen und Gerste. Wahrend die Getreidehöchstvreise nur für
den Großhandel, aber»auch fur alle am Großhandel Beteiligten,
gelten, hat der Kleiehochstpreis Geltung nur für den Hersteller
der Kleie, also fur die Müller; diese bindet er aber für ihren
Absatz, gleichviel _ob Kleinhandel oder Großhandel »vorlie t.
Der Höchstvreis gilt-, wie aus § 10 hervorgeht, für die Lie e-
rung an die Mühle und schließt die Kosten der Verladung
und des Transports zum Güterbahnhof usw« nicht in sich.
Ein unter diesen Bedingungen geltender Kleiehächstpreis soll
nicht die Folge haben, daß jeder Verbraucher die Kleie zum
gleichen Einstandspreis an· der Verbrauchsstelle erhält; dieser
wird sich vielmehr um die Kosten. des Versandes,· sonstige
Spesen und einen angemessenen Zwischenhandelsgewinn höher
stellen als Der festgesetzte Hochstpreis ·

VII. Die Anordnung Des Bundesrats über die Höchst-
reife für Getreide und Kleie soll auf die Erfüllun abge-

fchlossener Verträge keine Wirkung ausüben» DieVor chriften
ind vielmehr dahin zu verstehenz daß Verträge. Die. nach Jn-
krafttreten der Anordnung zu einem _hoheren Preise als dem
Höiljtoiese abgeschlossen werden, nichtig sind. »Gegen Den, Der
Die t)öch’«tpreise überschreitet, greift ferner die im § 4 des

 

    Höch ji«-e sgesetzes enthaltene Strafvorschrift Platz.

Nr. 667. Berlin, den 29. Oktober 1914.
Von militärischer Seite ist bei mir Klage darüber geführt

worden, daß in der Provinz Hannover deutsche Flieger wieder-
holt durch Schüsse und Steinwürfe gefährdet worden sind.

Eure Hochwohlgeboren ersuche ich unverzüglich Sorge
dafür zu tragen, daß das Publikum vor solchen Ausschreitungeii
gewarnt und auf die Strafbarkeit derartiger unbesonnenen
Handlungsweise nachdrücklich hingewiesen wird.

Der Minister des Innern.
— Oels, den 13. November 1914.
Vorstehender Erlaß wird hiermit veröffentlicht. Vor ähn-

lichen Ausschreitungen wird gewarnt.

Nr. 668. Oels, den 11. November 1914.
Durch den Ausbruch des Krieges sind auch die Besitzer

von Baumschulen in Bedrängnis geraten. Um den Baum-
schulbesitzern zu Hilfe zu kommen, empfiehlt es sich, auch während
der Kriegszeit Anpslanzungen von Obstbäumen sowie von
Nutz- und Forstpflanzen — soweit irgend angängig — vor-
zunehmen. Jnsbesondere würde in Erwägung zu ziehen sein,
ob nicht etwa seitens der Gemeinden und sonstigen wegebaus
pflichtigen Verbände nicht nur die bereits früher geplanten
Straßenpflanzungen, sondern auch die für später zürückgestellten
Pflanzungen schon jetzt ausgeführt werden könnten. Die
Baumschulbesitzer sind in der Sage, in diesem Jahre besonders
gut entwickelte Bäume anbieten zu können. Es ist auch zu  

erwarten, daßssich die Preise angesichts der gesunkenen Nach-
frage für die Erwerber günstig stellen werben.

Breslau, den 27. Oktober 1914.

Beschluß
Der bis zum 1. Mai 1915 verlängerte Beschluß deszBei

zirksausschusses vom 15. Juni 1895, wonach
1. für sämtliche Kreischausseen des Kreises Oels,
2. für die in der Unterhaltung des Kreises Oels befindliche

Strecke der Provinzial-Chaussee Breslau—Oels-Warten-
berg (Station 6,6 + 14 bis Station 44,0 + 70) Yes-«-

die zulässige Höhe des Ladungsgewichts für Fuhrwerke bei
einer Breite der Felgenbeschläge

von 5 bis einschl. 61/2 cm auf 1500 kg,

über 6 2 » » 10 » » 2000 »

» n » 15 » » 3334 n
„ 15 auf 5000 „

während der Zeit vom 1. Oktober bis 1. Mai jeden Jahres
herabgesetzt worden ist, wird auf Antrag des Kreisausschusses
des Kreises Oels hiermit bis zum 1. Mai 1920 verlängert.

Namens des Bezirksausschusfes.
D r Vorsitzende.
J. V.: Kern.

Nr. 669.

Nr. 670. Oels, den 12. November 1914.
Unter. Bezugnahme auf meine Kreisblattverfügung vom

28. Dezember 1898 Seite 217 erfuche ich die städtischen Polizei-
verwaltungen, die Gemeindevorstände und Herren Gutsvorsteher,
das Verzeichnis über alle in Familien, auch in der eigenen,
außerhalb von Irren- und Jdiotenanstalten sowie außerhalb
von allgemeinen Kranken- und Siechenhäusern befindlichen
Geisteskranken, Geistesschwachen und Jdioten bis 1. Januar 1915
bestimmt an mich einzureichen oder Fehlanzeige zu erstatten.

Nr. 671. Oels, den 12. November 1914.
Die Prüfungen über die Befähigung zum Betriebe des

Hufbeschlagsgewerbes vor Der staatlichen Prüfungskommission
zu Breslau finden im Jahre 1915

Donnerstag, den 14. Januar,
„ „ 15. April,
» „ 15. Juli und
„ „ 14. Oktober,—

an jedem Tage um 8 Uhr vormittags beginnend, in der
Werkstatt des Schmiedemeisters W. Zillmann in Breslau,
Margaretenstraße Nr. 11 ftatt.

Schmiede, die zu der Prüfung zugelassen werden wollen,
haben Den Nachweis zu erbringen, daß sie das 19. Lebens-
jahr vollendet haben und sich mindestens die letzten drei
Monate vor Der Meldung zur Prüfung im Regierungsbezirk
Breslau aufgehalten haben.

Die Meldungen zur Prüfung sind an das Gewerbe-
bureau der Königlichen Regierung nach Breslau, Regierungs-
gebäude am Lessingplatz, Zimmer Nr. 26, mindestens vier
Wochen vor der Prüfung unter Beifügung dieser Nachweise,
eines selbstgeschriebenen Lebenslaufs und ihrer Zeugnisse über
die erlangte technische Ausbildung sowie unter portofreier Ein-
sendung von zehn Mark Prüfungsgebühren zu richten. Gleich-
zeitig ist die Erklärung abzugeben, daß sich der Meldende

1. innerhalb Der letzten sechs Monate nicht erfolglos einer
Hufbeschlagsprüfung unterzogen hat, und

2. eine Fachausbildung bei einer Lehrschmiede oder Jnnung
(Lehrkursus) nicht genossen hat.

Nr. 672. Oels, den 17. November 1914., h
Nach einer heut eingegangenen Verfugung des König-

lichen Herrn Regierungspräsidenten wird die Dotationss
rente an die Gemeinden auf ein Jahr in der bisheri en Höhe
weiter gezahlt werden. Einer Erledigung meiner undpers
fügung vom 5. d. Mis. —- L I 7716 — bedarf es hiernach nicht

Nr. 673. - Oels, den 11. November 1914. _
Die Landwirthschaftskammer in Breslau hat mitgeteilt,

daß eine Vermittelung russischer Bauernpferde durch die Land-
wirthschaftskammer nicht mehr ftattfinDet.

 

 

Nebst einer Beilage.
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Beilage zu Nr. 50 des Oelfer Kreisblatteg.

daß auch die Nuthenen von der Anordnung des Herrn Kom-
Mit Bezug« auf meine Kreigblattbekanntmachung vom mandierenden Generalg V1.Armeekorps vom 6. 1). Mtg., die

12. v. Mig. — Seite 162 —- bringe ich zur öffentlichen Kenntni5, allgemein von Galiziern handelt, mit betroffen sind.

Der Kdnigliche Landrath.
J. V.

Rojahn, Regierungsrath.

 

Nr. 674. OelS, den 12 November 1914.

 

 

B. Bekanntmachungen anderer Behörden.

Der Haaienliaud Zufang Wovembrr 1914 im man: Oel-.
Begutachtungszifjern(91111e11): 1 = sehr gut, 2=gnt3—-—-mittel((durchfchnittlich), 4——- gering, 5———- fehr gering.
  

 

Durchfchnittsnoten
Fruchtarten für ben Anzahl der von den Vertrauensmännern abgegebenen Noten

UsIU ©1111! t Regierungs-

wem 2,55335. 1 I1———2 2 2_3| 3 13—4 4 4——5 5

Wintermeizen _ . . 6 2,6 3 4
Winterspelz (Dinkel) ) . . 2,3 __
Winterroggeu . ...... . 2,6 2.6 3 1 3
Wintergerste . . . . . 2,4 2»5 2 1 1
WiiitFrraps nnd -E.iiiibsek.1 2 ) 2,6 4 1
Klee 2) . . 28 8,5 1 3 2 1
Kartoffeln .
Zuckerriibeu
Futterriiben
Luzerne

mit Beiober Eimviisserungsanlagen «
Wiesen iRiesclwiefem . .
Andere Wiesen .
Sonnnerweizen . . ..... .
Sommerroggen ........
Sommergerste . · .
Hafer . . . ........
Erbsen..
Acker-(San-wohnen
Wickeu . . . .......
Flacth (Lein) · . . .....

1) auch mit Veimischung von Weizen und Roggen. — 2) auch mit Beimischung von Gräsern.

*) Vergleiche den 91111nbeäla8 Tdnekrfsdjezrren Minister für Landwirtschaft, Domänen und Forsten sowie des Innern vom

.November 1901 —W

Hmniglich Prenkischeg Hintistischeø Yaudegamt

           



Bekanntmachung.
Nachtrag Nr.

SparkassezESatzung

ver stijvtischerr Sparkasse 1111111151111, 11111511111.
vom 12. Juli 1909.

1. Der § 19 91111.1 wird wie folgt abgeändert: _
Für jede volle Mark werden denr (Einleger 31,«20J0 (3‘/2 s131.)

jährliche Zinsen gewährt.
2. Der § 24 erhält folgende Fassung:

Die Sparkassengelder werden vom Verwaltungsrat durch
Gerrsährung von Darlehen, Ankan von Wertpapieren
und Einzahlung bei Geldanstalten nach den Bestimmungen
der §§ 25 und 26 zinsbar angelegt.

Mindestens 2.1 Vorn Hundert des verzinslich ange-
legten slierrndgens sind in mündelsicheren Schuldver-
schreibungen auf den Inhaber, davon drei Fünftel in
Schuldrrerschreibrrngen des deutschen Reiches oder Preußens,
anzulegen

3. Der § 27 erhält folgende Fassr.g:rn
Der am Jahresschluß rechnungsmäßig festzustellende. nach

Bestreitung der s11111111111111111_51011en verbleibende Reingewinn
1er Sparkasse wird zu einem Sicherheitsvermögen (Re-
1ervef1111D5) angesanunelt, das zur Deckung von Ausfällen
bestimmt ist

f'zietber das Sicherheitsvermögen wird besondere Rechnung
ge u rt
Von den bei der Rechnungslegung sich ergebenden

Jal)re«»iiberschüssen können zu öffentlichen Dem gemeinen
J1utzen dienenden Zwecken de Gemeinde verwendet rverden

a. die Hälfte, wenn der Sicherheitsfonds der Sparkasse
2 vorn Hundert oder mehr, aber noch nicht 5 vom
Hundert der« Spareinlagen beträgt;

. drei läiertel, wenn der Sicherheitsfonds 5 vom
Hundert oder mehr, aber noch nicht 8 vom Hundert
der Spareinlagen beträgt;
die gesamten 35al1re51'111er11111111e‚ wenn der Sicherheits-
Londsts vom Hundert oder mehr der Spareinlagen
eträg
Zur Deckung von auf gesetzlicher Verpflichtung

beruhenden Ausgaben 1er Gemeinden dürfen die
Ueberschiifse nur mit (5)enehmigung des Herrn Re-
gierungspräsidenten verwendet werden.

Diese Aufwendungen müssen geeignet sein, durch
Hebung der wirtschaftlichen Verhältnisse der Gemeinde
die Sicherheit der Spareinlagen zu erhöhen, und
dürfen nicht zu den dauernden Ausgaben gehören,
Die durch die laufenden Mittel des Gemeindehauss
halts aufzubringen 1111D

Soweit die sich ber der Rechnungslegung ergebenden
Uelerschüsse für die Gemeinde verfügbar sind, aber
keine alsbaldige Verwendung finden. können sie mit
Genehmigung des Herrn Regierungspräsidenten in
eine bei Der Sparkasse zu errichtende Ueberschußkasfe
überführt werden, um später nach obigen Grundsätzen
verwendet zu werDen.

Hundsfeld, den 13. März 1914.

Der Magiftrat.
L. S.) III-setzes-

Die Stadtverordneten-Versammlung.
II. Milch-tots- Moriiz Mag. Gustav Vogt.
E. Wasner. Schulz. Griiiig. G. Hanne.
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(l.

Genehmigt.
Breslau, den 7. August 1914.

Der Oberpräsrdent.
(L«SS-) J. A.: u. Gonta.
O. P. I. K. Sp. 109.

Vorstehender Satzungsnachtrag tritt am 1. Januar 1915 in
Kraft und ist von da ab für alle Einleger verbindlich, die nicht
Poäher ihre Einlagen gemäß § 20 gekündigt oder zurückgezogen
)a en

H undsfeld, den 7. Oktober 1914.

Der Magistrat.
Priotzel.


